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Zu Stand, Entwicklung und Folgen ausbleibender Strukturreformen im Bildungs-
wesen
Zusammenfassung
Im Gefolge der BUdungsexpansion hat sich in den letzten Jahren ein gravierender Wandel in der
Bewertung ehemals leitender Maßgaben der Büdungsreform vollzogen. Ausgehend von einigen aktuel¬
len Entwicklungen und Folgeproblemen der BUdungsexpansion skizziert der Beitrag zunächst den
Bewertungswandel auf politisch-administrativer Ebene sowie im Bereich von Öffentlichkeit und
erziehungswissenschaftlicher Theoriebildung. Im Anschluß daran geht der Beitrag der Frage nach den
Gründen der Reformstagnation und deren Rückwirkungen auf die bildungspolitische und erziehungswis¬
senschafthche Entwicklung in den siebziger Jahren nach.
1. Aspekte des Reformbedarfs im Gefolge der BUdungsexpansion
Würde man den Zustand des Bildungswesens nach der Bildungspolitik von Bund
und Ländern beurteilen, so müßte man gegenwärtig annehmen, daß die Probleme,
die die Bildungsreform veranlaßten, entweder längst gelöst sind oder aber sich
soweit abgeschwächt haben, daß für strukturelle Änderungen im Büdungsbereich
kein Handlungs- und Entscheidungsbedarf mehr besteht. Weder das eine noch das
andere ist freilich der Fall, im Gegenteil. Verschiedene Entwicklungen weisen
darauf hin, daß sich zahlreiche Probleme, welche die Reformplanung mitbegründe¬
ten, mittelfristig eher verschärfen als abschwächen werden. So ist gegenwärtig
unschwer abzusehen, daß die in der zweiten Hälfte der siebziger Jahre entstandene
Schere zwischen den im herkömmhchen System weiterführender Bildungsgänge
angelegten Berufs- und Tätigkeitsfeldern und den faktisch über entsprechende
Bildungsabschlüsse realisierbaren Berufswegen sich in den nächsten Jahren weiter
vergrößern wird; und dies trotz eines demographisch bedingten Rückgangs der
absoluten Zahl von Absolventen und einer sich in der zweiten Hälfte der achtziger
Jahre eventuell leicht verbessernden Arbeitsmarktlage. Denn nach wie vor steigt
der Anteil der Absolventen mit mittleren und höheren Bildungsabschlüssen,
während gleichzeitig die Pyramide der entsprechenden Berufspositionen innerhalb
der Privatwirtschaft relativ konstant geblieben ist und der hohe Beschäftigungsanteil
des Staates bei den Berufsanfängern mit mittleren und höheren Bildungsabschlüs¬
sen in den siebziger Jahren einer weiteren Aufnahme enge Grenzen setzt (vgl.
Blossfeld 1985).Die Rückwirkungen und Folgeprobleme sind seit Jahren be¬
kannt.
In Stichworten: Aufgrund der sich verengenden Berufs- und Beschäfti¬
gungsperspektiven erhöhen sich die für den Zugang zu Berufen als aussichtsreich
und erforderlich erachteten Bildungsvoraussetzungen. Gleichzeitig scheinen mittel-
und hochqualifizierte Bewerber nur dann noch günstigere Einstiegs- und Beschäfti¬
gungschancen zu besitzen, wenn sie berufsnahe Kenntnisse und Erfahrungen oder
zusätzliche Qualifikationen aufweisen. Die Folge: In Antizipation dieser Situation
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drängen Abiturienten mehr und mehr entweder in herkömmüch von
Real- und
Hauptschulabsolventen besetzte Ausbildungsberufe und Tätigkeitsfelder
oder
suchen ihre späteren Beschäftigungschancen durch erweiternde Studienkombina¬
tionen und -abschlüsse zu verbessern; Hauptschulabsolventen geraten in starke
Konkurrenz zu Realschulabsolventen, und beide Gruppen sehen sich mit Blick auf
ein immer größeres Spektrum von Berufsoptionen genötigt, die nächste Sprosse der
Bildungsleiter zu erklimmen. Während der Zugzwang zu höheren und zusätzüchen
Bildungsabschlüssen zunimmt, sinkt zugleich der Stellenwert des Systems weiter¬
führender Bildungsgänge für die Berufsfindung und bei der Verteilung von Berufs¬
positionen. Symptomatisch für diesen Zusammenhang ist die Entwicklung der
Schulabschlußerwartungen von Eltern sowie die Veränderungen des Anteüs der
Abiturienten, die ein Hochschulstudium aufnehmen. Gaben auf die Frage „Wel¬
chen endgültigen Schulabschluß sollte Ihr Kind Ihren Wünschen nach erreichen?"
1979 noch 32 Prozent der bundesdeutschen Eltern den Hauptschulabschluß, 17
Prozent den Realschulabschluß und 45 Prozent das Abitur an, so votierten 1983 für
den Hauptschulabschluß nur noch 13 Prozent, für den Realschulabschluß 36 Prozent
und für das Abitur 51 Prozent (vgl. Rolff/Hansen/Klemm/Tillmann 1984).
Während mithin 84 Prozent der Eltern den Realschulabschluß oder das Abitur für
ihre Kinder anstreben, ist die Quote der Abiturienten, die ein Hochschulstudium
aufnehmen, in den vergangenen Jahren kontinuierlich gesunken und betrug im
letzten Jahr nicht einmal mehr 60 Prozent.
Bedenklich an dieser Entwicklung erscheint dabei zunächst weder das Anwachsen
der Bildungsvoraussetzungen für den Zugang zu bestimmten Berufen noch der
Stellenwert von Bildungszertifikaten bei der Berufszuweisung. Zumindest lassen
sich sämtliche der damit einhergehenden Nebenfolgen - das Absinken der soge¬
nannten Ertragsrate für mittlere und höhere BUdungsabschlüsse oder die trotz
besserer Bildungsvoraussetzungen sich vorab nur unwesentüchverändernde soziale
Mobilität oder die verstärkte, gelegentlich als Verdrängungswettbewerb bezeich¬
nete Konkurrenzsituation zwischen den Absolventen der verschiedenen Bildungs¬
gänge - sehr unterschiedlich sehen und bewerten (vgl. Teichler 1981). Mit Blick
auf das System weiterführender Bildungsgänge weit problematischer erscheint
demgegenüber, daß es seiner bestehendenFormnachwedergeeignetist, aufdiesich
mit der Bildungsexpansion vollzogenen Änderungen der Berufswege vorzuberei¬
ten, noch dazu in der Lage ist, für eine von einzelnen Berufswegen unabhängige
Identitätsentwicklung der Jugendlichen auf der Grundlage hinreichend universeller
Rahmenqualifikationen zu sorgen. In beiden Dimensionen erzeugt die Beibehal¬
tung bestehender Strukturen vielmehr gegenteilige Effekte.
Denn in dem Maße wie das dreigliedrige System seine tradierte Berufszuweisungsfunktion
verloren hat, erweitert und verstärkt es indirekt die Unsicherheiten und Probleme der
Berufsfindung und forciert damit die Tendenz, durch den Erwerb möglichst hoher Bildungs¬
zertifikate den Problemen der Berufswahl unter Bedingungen starker Bildungskonkurrenz
bei sich verändernden Beschäftigungschancen optimal vorzubeugen (vgl. Hurrelmann
1983). Dadurch fördert es zugleich ein rein formales, auf den Erwerb von Bildungszertifika¬
ten gerichtetes Leistungsstreben und eine instrumenteUe Orientierung gegenüber Schule und
Beruf, die, indem sie sachzentriertes Engagement und eine daraus hervorgehende Berufs¬
orientierung einschränkt, zugleich die Identitätsentwicklung erschwert (vgl. Nunner-Wink¬
ler 1981), - und zwar ganz offenbar in um so höherem Maße, je geringer die im Schulsystem
angebotene Anzahl und Unterschiedlichkeit von Erfolgsfeldern ist (vgl. Fend 1982,1984). Je
Peter Zedier: Stagnation und Bewertungswandel 503
geringer die Bandbreite schuUscher Erfolgsfelder, desto begrenzter sind die Möglichkeiten,
Selbstvertrauen in die eigene Leistungsfähigkeit, Selbstwertgefühl und Unabhängigkeit zu
entwickeln, und desto mehr wächst die Gefahr, daß schulischer Mißerfolg die Selbsteinschät¬
zung nachhaltig negativ beeinflußt und von außerschulischem Erfolg abhängig macht. Lassen
sich Berufsaspirationen dann nicht realisieren, folgen Motivationsverlust, Sinnleere und
aggressive oder passive Formen des Rückzugs (vgl. Nunner-Winkler 1981). Gleichzeitig
verstärken die bestehenden Strukturen damit auf neue Weise die soziale Ungleichheit. Denn
unter diesen Bedingungen erhält der familiäre Kontext bei der Stützung schulischen
Leistungsstrebens, der Verarbeitung schulischen Mißerfolgs und bei der Überwindung
beruflicher Startschwierigkeiten ein entscheidendes Gewicht. Bildungs- und Berufschancen
geraten damit in eme neue Abhängigkeit zur sozialen Herkunft; zur Beeinträchtigung der
Chancen durch die Lage innerhalb des Beschäftigungssystems kommt eine soziale Benachtei¬
ligung bei der Gewinnung relativ optimaler Voraussetzungen für den Berufseintritt.
Sämtliche der von den bestehenden Strukturen des Schulsystems mitproduzierten
Probleme dürften sich in den nächsten Jahren weiter verschärfen. Zum einen, weil
mit einer Vergrößerung der eingangs genannten Schere auch deren Rückwirkungen
auf das Bildungssystem sich verstärken werden; zum anderen, weil die im herkömm¬
lichen Schulsystem immer schon geringe Bandbreite an Erfolgsfeldern und Bewer¬
tungskriterien durch Bestrebungen zur Wiedereinführung eines verpflichtenden
Fächerkanons weiter eingeengt zu werden droht; damit dürfte zugleich die Auf¬
rechterhaltung einer formalen Leistungsbereitschaft erschwert, Bildungsaspiratio¬
nen abgekühlt und die Bedeutung des familiären Kontextes für den schulischen
Erfolg erhöht werden. Eine weitere Beeinträchtigung der Bildungs- und Berufs¬
chancen ist zusätzlich dadurch signahsiert, daß im Zuge der schrumpfenden
Schülerzahlen Konzentrationsbewegungen des BUdungsangebots zu erwarten sind,
für die nicht auszuschließen ist, daß sie sich im allgemeinbildenden Bereich in
Richtung einer Re-Etablierung der vor 1972 bestehenden Differenzierung von
Oberstufentypen und Fachgymnasien bewegen und im berufsbUdenden Bereich zu
einer regionalen Konzentrierung beruflicher Ausbildungsstätten, insbesondere im
vollzeitschulischen Bereich, führen werden. In beiden Fällen würde damit erneut
ein Stadt-Land-Gefälle von Bildungs- und Berufschancen entstehen, dessen Über¬
windung zu den Ausgangspunkten der Reformplanung der sechziger und frühen
siebziger Jahre gehörte.
Die wenigen Stichworte zu bestehenden Entwicklungstendenzen mögen hinreichen,
um zu verdeutlichen, daß die Aufrechterhaltung der bestehenden Strukturen im
BUdungswesen mehr Probleme schafft als löst und daß nach wie vor sowohl mit Blick
auf die Zielsetzungen der Büdungsreform als auch auf die arbeitsmarktpolitischen
und sozialen Folgekosten der gegenwärtigen Entwicklung ein unverminderter
Reformbedarf besteht. Gleichwohl käme gegenwärtig die Forderung nach einer
Fortsetzung der seit Mitte der siebziger Jahre stagnierenden Reform auf der
Grundlage der Vorschläge des Strukturplans von 1970 dem Bemühen gleich,
Eisberge mit einem Tauchsieder zum Schmelzen zu bringen. Denn spätestens seit
Ende der siebziger Jahre sind im politisch-administrativen wie im erziehungswissen¬
schaftlichen Bereich aus der Stagnation der Bemühungen um die Bildungsreform in
Verbindung mit daraus resultierenden Entwicklungen Konsequenzen gezogen
worden, die sich ihrem Ergebnis nach als Bewertungswandel ehemals leitender
Ziele und Wege der Bildungsreform bezeichnen lassen und für eine Rückkehr zur
Strukturplanung der siebziger Jahre wenig Perspektiven bieten.
504 Peter Zedier: Stagnation und Bewertungswandel
Auf bildungspolitischer Seite wurden die vorreformerischen Strukturen mittlerweile auch
bildungsplanerisch festgeschrieben, und zwar unter gleichzeitigem Verzicht auf eine Fortset¬
zung der Bemühungen zur Beseitigung der Hindernisse, die die Stagnation verursachten. Im
erziehungswissenschaftlichen Bereich haben eine Reihe von teilweise eng mit der pohtischen
Reformgeschichte zusammenhängenden Entwicklungen zu einer komplementären Abkehr
von der Reform geführt, die ihrerseits den politischen Rückzug aus der Reformverstärkt. Die
Entwicklung in beiden Bereichen wie der damit einhergehende Bewertungswandel sollen im
folgenden kurz skizziert und in wesentlich erscheinenden Momenten ihrer Entstehung
erläutert werden.
2. Rückzug aus der Reform. Die Fortschreibung des Bildungsgesamtplans von 1982
Wie weit sich Bund und Länder von der Reformplanung der frühen siebziger Jahre
zurückgezogen haben, verdeutlicht die am 1. 10.1982 als Bericht der Bundesregie¬
rung veröffentlichte Fortschreibung des Bildungsgesamtplanes. Da die Fortschrei¬
bung seit 1973 erstmals wieder zusammenfassend dokumentiert, was sich auf der
Grundlage der Arbeit der Bund-Länder-Kommission als bildungspolitischer Kom¬
promiß festhalten und formulieren läßt, kommt ihr trotz der nicht erreichten
Einigung über die Finanzierung (Differenz: fünf Milliarden DM) eine besondere
Bedeutung zu, die zusätzlich dadurch verstärkt wird, daß zahlreiche seither getrof¬
fene Entscheidungen und Verlautbarungen mit den Leitlinien der Planung überein¬
stimmen.
Zu den wichtigsten Ergebnissen der Planung im einzelnen: Die Fortschreibung weist
aus, daß für den Zeitraum bis 1990 nicht mehr an eine Realisierung der im
Strukturplan von 1970 und im Bildungsgesamtplan von 1973 gefaßten Reformvorha¬
ben gedacht ist. Zurückgenommen ist die Überwindung des dreigliedrigen Schulsy¬
stems zugunsten einer schulformbezogenen Weiterentwicklung auf der Grundlage
der in den einzelnen Ländern bestehenden Differenzierung von Schultypen und
Bildungsabschlüssen.
Im Bereich der Sekundarstufe I wird zwar an einer in allen Schularten gleichermaßen zu
vermittelnden weiterführenden Grundbildung festgehalten, in den Schwerpunkten jedoch
nach Hauptschule, Realschule, Gymnasium differenziert, denen spezifisch akzentuierte
Bildungsaufgaben zugewiesen werden. Die Gesamtschule wird als Ergänzung der bislang
bestehenden Schulformen gesehen. Durch ein entsprechend differenziertes Angebot an
Schularten soll den verschiedenen Lernvoraussetzungen der Schüler Rechnung getragen und
- wie es unter anderem heißt - eine „begabungsgerechte Förderung" gewährleistet werden.
Ursprünglich auf einzelne Stufen bezogene Ziele werden auf einzelne Schulformen übertra¬
gen und von dort aus neu interpretiert. Vollends zurückgenommen ist die Integration von
allgemeiner und beruflicher Bildung. Statt dessen wird teils wieder von einer deutUchen
curricularen und organisatorischen Trennung Studien- und berufsqualifizierender Bildungs¬
gänge ausgegangen (B-Länder), teils von dem Bestreben, eine Gleichwertigkeit von berufli¬
cher und allgemeiner Bildung durch eine verstärkte Abstimmung der Lehrpläne im Bereich
der Sekundarstufe II und die Schaffung geeigneter Verbundsysteme zu sichern (A-Länder).
Anstelle von flexibler Verknüpfung von Bildungsgängen, stufenbezogener und neigungsab¬
hängiger Schwerpunktbildung und DoppelquaUfizierung wird die relative Eigenständigkeit
von gymnasialer Oberstufe, dualer sowie vollzeitschulischer Berufsausbildung betont. Inner¬
halb dieser Teilsysteme wird der Reformbestand teils festgeschrieben, teils werden Korrektu¬
ren zugunsten einer Annäherung an die Strukturen vor 1972 vorgenommen. So soll im
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Bereich der gymnasialen Oberstufe der Anteil verpflichtender Grundkurse im sprachlich¬
literarischen, mathematisch-naturwissenschaftlich-technischen und im gesellschaftswissen¬
schaftlichen Bereich wieder erhöht werden. Im Bereich der dualen Ausbildung ist an eine
durchgängige Gliederung in Grund- und Fachbildung gedacht. Ebenfalls unverändert bleibt
das System vollzeitschulischer Berufsausbildung, das verstärkt ausgebaut werden soll.
Praktisch wird damit zumindest mittelfristig von einer Beibehaltung der Strukturen des
Bildungswesens, wie sie vor den Reformbemühungen bestanden haben, ausgegangen sowie
davon, daß eine Weiterentwicklung vorab nur als Fortführung der bislang erfolgten Binnenre¬
formen im Bereich allgemeinbildender und beruflicher Bildungsgänge konsensfähig ist.
Noch deutlicher als die in struktureller Hinsicht gezogenen Planungsperspektiven
zeigen die Prioritäten der Weiterentwicklung den Wandel in der Bewertung ehemals
leitender Reformziele. Als Prioritäten und Ansatzpunkte einer Weiterentwicklung
werden von der Bund-Länder-Kommission gesehen: die Vereinheitlichung und
gegenseitige Anerkennung der BUdungsabschlüsse, die Forderung nach einer
besseren Abstimmung von Bildungs- und Beschäftigungssystem sowie die „Siche¬
rung der pädagogischen Aufgabe des Bildungswesens".
Die Vereinheitlichung und gegenseitige Anerkennung der Bildungsabschlüsse stellt sich als
eine vordringliche Aufgabe dar aufgrund der in den Ländern vorhandenen Unterschiede in
der Ausgestaltung der Sekundarstufe I und II, die zu Divergenzen in den Anforderungen und
Berechtigungen der auf den einzelnen Stufen zu erwerbenden Bildungsabschlüsse geführt
haben. Da die Unterschiede einerseits Strukturfragen tangieren - Gesamtschule versus
dreigliedriges Schulsystem, Integration versus Trennung von beruflicher und allgemeiner
Bildung, hohe Durchlässigkeit versus starke Abgrenzung einzelner Bildungsgänge -, da
andererseits in diesen Fragen vorab keine Einigkeit erzielt werden kann, soll die Vereinheitli¬
chung vor allem durch eine Abstimmung der in den Ländern vorhandenen Curricula einzelner
Bildungsgänge erreicht werden. Für die Sekundarstufe I werden angestrebt: ein einheitlicher
Fächer- und Stundenrahmen, ein gemeinsamer Grundbestand von Lernzielen, Inhalten und
Leistungsanforderungen, eine Abstimmung der Lehrpläne im Grundschulbereich und im
Bereich der Orientierungsstufe sowie schließlich eine Festlegung der Abschlußprofile,
Abschlußanforderungen und Übergangsbedingungen (vgl. Deutscher Bundestag 1982,
S. 35). Für den Bereich der Sekundarstufe II bleibt die Planung darauf beschränkt, die
bestehenden Bildungsabschlüsse nach Art, Umfang und Höhe der Qualifikationsanforderun¬
gen zu dokumentieren, hinsichtlich ihrer beruflichen Verwendungsmöglichkeiten und der zu
erwerbenden Berechtigungen zu überprüfen und Vorschläge zu einer Systematisierung zu
entwickeln.
Mit Blick auf alle Maßnahmen, die der Vereinheitlichung der Bildungsabschlüsse
dienen, wird davon ausgegangen, daß es „... vor allem Aufgabe der Länder - der
Landesregierungen und Landesparlamente - (sei), gemeinsame Rahmenbedingun¬
gen im BUdungswesen zu sichern, soweit dies erforderlich ist" (Deutscher
Bundestag 1982, S. 4). Bemerkenswert daran ist, daß damit implizit der seit den
Anfängen der Reform zwar umkämpfte, aber bis Ende der siebziger Jahre aufrecht
erhaltene Anspruch des Bundes" auf größere Gestaltungskompetenz im Büdungsbe¬
reich faUen gelassen wird. Noch in dem „Bericht über struktureUe Probleme des
föderativen BUdungssystems" (der Bundesminister für Bildung und Wissen¬
schaft 1978) hieß es, daß eine Sicherung der Einheitlichkeit des Bildungswesens
wie eine Stärkung der parlamentarischen Legitimation bildungspolitischer Entschei¬
dungen „... nach der geltenden Kompetenzverteilung nicht befriedigend gelöst
werden kann" (S. 62/63). Demgegenüber stellt die im neuen Bildungsgesamtplan
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erzielte Einigung einen Verzicht auf eine umfassende Rahmenplanung und Koordi¬
nation sowie ein nachträgüches Einverständnis mit der faktisch beherrschenden,
Stellung der Kultusministerkonferenz dar. Eine dazu analoge Tendenz zeigen die.
geplanten Maßnahmen zur Abstimmung von Bildungs- und Beschäftigungssystem.
Eine bessere Koordination wird insbesondere von solchen curricularenMaßnahmen
erwartet, die einer Erhöhung der beruflichen Flexibilität dienlich sind, sowie von
einer intensiveren Beratung auf der Grundlage von Bedarfsprognosen über „Art
und Umfang der im Beschäftigungssystem breit verwertbaren und für eine Beschäf¬
tigungsaufnahme aügemein förderlichen Qualifikationen" Deutscher Bundes¬
tag 1982, S. 23). Revidiert wird die Annahme, „daß das Beschäftigungssystem
flexibel genug sei, die Arbeitskräfte aufzunehmen, die das an der individueUen
Bildungsnachfrage orientierte und auf Erhöhung der Durchschnittsqualifikation
zielende BUdungswesen durchlaufen haben. Diese Annahme hat sich angesichts der
veränderten Bedarfslage des Beschäftigungssystems vor allem dort nicht halten
lassen, wo im Bildungssystem verhältnismäßig unflexibel angelegte AusbUdungs¬
gänge bestehen ..." (ebd., S. 21). Waren Strukturplan und erster Bildungsgesamt¬
plan noch davon ausgegangen, daß „... das quantitative Problem des Bildungswe¬
sens nur im Zusammenhang mit einer Strukturveränderung gelöst werden kann"
(Deutscher Bildungsrat 1970, S. 14), so ist davon keine Rede mehr. Ebenfalls
zurückgenommen ist die vormals dominante Orientierung an Chancengleichheit
und einem Ausgleich von Chancenunterschieden. In den Vordergrund wird gestellt,
daß die im BUdungssystem vermittelten Qualifikationen der Vorbereitung auf die
Berufs- und Arbeitswelt dienen, Bildungspolitik der wirtschaftlichen und sozialen
Entwicklung Rechnung zu tragen habe (Deutscher Bundestag 1982, S. 22).
Reflektieren die Leitlinien zur besseren Abstimmung von Bildungs- und Beschäfti¬
gungssystem im Selbstverständnis der Bund-Länder-Kommission die Folgepro¬
bleme der Bildungsexpansion, so die Maßnahmen zur „Sicherung der pädagogi¬
schen Aufgabe im BUdungswesen" die Folgeprobleme vormals leitender Maßgaben
der curricularen Gestaltung der Bildungsgänge. Mehrfach zurückgenommen wird
eine als einseitig deklarierte Ausrichtung am Prinzip der Wissenschaftsorientierung,
die zu einem Übergewicht an kognitiven Lernzielen, zu überhöhten Abstraktionsan¬
forderungen und isoliertem Spezialwissen wie zu emer Vernachlässigung der
Erfahrungsmöglichkeiten der Jugendlichen geführt habe. Mehrfach wird statt
dessen die Bedeutung einer Vermittlung von Wertvorstellungen, Werthaltungen
und Normen hervorgehoben, ohne die, wie es heißt, „... der Jugendliche bei der
Entwicklung seines Lebenszieles und Lebensplanes aüeingelassen und überfordert
(sei)" (Deutscher Bundestag 1982, S. 18). Tugenden wie Zuverlässigkeit,
Pflichtbewußtsein, Durchhaltevermögen, Toleranz, Engagement für den Schwä¬
cheren und Bereitschaft zu demokratischem Handeln seien als schuüsche Leistungs¬
dimensionen ebenso bedeutsam wie der Nachweis von Wissen und Fertigkeiten.
Die Linien, die der Bildungsgesamtplan II für eine Weiterentwicklung des BUdungs¬
wesens zeichnet, können wenig zufriedenstellen, da die Probleme, auf welche die
geplanten Maßnahmen bezogen sind, auf dem vorgeschlagenen Wege schwerlich
behoben, sondern allenfaUs in einigen ihrer Symptome gelindert werden können. So
wird sich die Absorption der BUdungsexpansion durch Maßnahmen zur Erhöhung
der beruflichen Flexibilität im Rahmen der bestehenden Bildungsgänge kaum
entscheidend verbessern lassen. Zum einen orientiert sich das Einstellungsverhalten
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der Unternehmen nicht in erster Linie am externen Arbeitsmarkt, also dem
vorhandenen Angebot an quaüfizierten Arbeitskräften, und der Beschäftigungsan¬
teil mittel- und hochqualifizierter Arbeitskräfte hängt offenbar in starkem Maßevon
tradierten Strukturen der innerbetrieblichen Arbeitsteilung ab (Windolf 1982).
Zum anderen stoßen Maßnahmen zur Erhöhung der beruflichen Nutzungsbreite
erworbener BUdungsabschlüsse, wie zum Beispiel doppelt qualifizierende Bildungs¬
gänge, die ggf. auch zur Änderung im Rekrutierungsverhalten der Unternehmen
führen könnten, sofort an die für eine Änderung der Bildungsgänge gezogenen
Grenzen. Ebenfalls wenig erfolgversprechend erscheint eine Behebung der inner¬
halb der bestehenden Strukturen erzeugten Identitäts- und Orientierungsprobleme
der Jugendüchen durch eine Vermittlung von Normen und Werthaltungen dann,
wenn gleichzeitig zentrale Voraussetzungen hierfür, wie ein hohes und flexibel
einsetzbares Zeitbudget für Gespräche, offene Formen einer kooperativen Selbst¬
verwaltung der Schulen und entsprechend gelagerte Erfahrungsmöglichkeiten auf
seiten der Jugendlichen, durch Bestrebungen zur Vereinheitlichung der Leistungs¬
anforderungen in einzelnen Bildungsgängen eher behindert als gefördert werden.
So unzulänglich die geplanten Maßnahmen mit Bück auf die faktisch vorhandenen
Probleme und Entwicklungen im Bildungsbereich sind, - geht man von der dem
Bildungsgesamtplan II offensichtlich zugrunde liegenden Prämisse aus, daß Struk¬
turreformen im Sinne der Reformplanung der frühen siebziger Jahre nicht realisier¬
bar sind, so scheinen die Maßnahmen doch im Ansatz eine konsequente Reaktion
auf die seit Mitte der siebziger Jahre sich abzeichnenden Probleme darzustellen.
Dies um so mehr, wenn man die Voraussetzungen betrachtet, die im Bereich von
Bildungsforschung und Erziehungswissenschaft wie auf seiten der öffentlichen
Meinung für alternative Problemlösungen tendenziell vorhanden sind.
3. Anpassung an die Stagnation? Der Bewertungswandel der Bildungsreform in
Wbsenschaft und Öffentlichkeit
Vergleichbar dem Wandel, den leitende Ziele und Maßgaben der Bildungsreform
der siebziger Jahre in der Bewertung durch politisch-administrative Instanzen
erfahren haben, haben sich auch innerhalb der erziehungs- und sozialwissenschaftli¬
chen Diskussion gravierende Veränderungen in der Bewertung der Reform vollzo¬
gen. Blickt man auf die gegenwärtig in Theoriediskussion und Forschung leitenden
Themen, so wird man insgesamt von einem tendenziellen Rückzug von der Reform
sprechen müssen. Fragen der BUdungsplanung finden ebenso wie Fragen der
Curriculumentwicklung kaum noch Beachtung oder doch allenfalls nur in wissen¬
schaftsgeschichtlicher Perspektive. Themen der BUdungsplanung, die auszublenden
einst hieß, die Entwicklung des Bildungswesens der Willkür und dem Zufall zu
überlassen (vgl. Furck 1969, S. 275), sind aus der erziehungswissenschaftlichen
Diskussion nahezu gänzlich verschwunden und haben sich selbst im Bereich der
weiteren Bildungsforschung auf Fragen über den Verbleib der Absolventen des
Bildungssystems reduziert (vgl. Institut für Arbeitsmarkt-und Berufsfor¬
schung 1983). Probleme der Curriculumtheorie, einst ein Schnittpunkt der
Reformbemühungen, finden sich entweder auf fachdidaktische Detailfragen
zurückgeschnitten oder von Alltagsforschung, Schultheorie, Unterrichtsforschung
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. abgelöst. Probleme einer Vermittlung von Reformintentionen an die Praxis haben
sich entweder zu Fragen der Professionalisierung pädagogischen Handelns, zu
Problemen einer pädagogischen Handlungstheorie oder in eine neuerliche Diskus¬
sion des Theorie-Praxis-Verhältnisses transformiert. Durchgängig finden sich Ver-
änderungs-, Konstruktions- und Planungsoptionen zugunsten eines Beobachter¬
standpunktes zurückgenommen. Dabei wird den erziehungswissenschaftlichen
Bemühungen der Reformperiode zudem nicht selten bescheinigt, für die pädagogi¬
sche Praxis das Gegenteil des Beabsichtigten erreicht zu haben. Von verschiedener
Seite wird deshalb ein Rückzug der Pädagogik aus dem sozialwissenschaftlichen
Objektivitätsideal gefordert (vgl. Schütz 1980), desgleichen eine Rückbesinnung
auf zentral erachtete Einstellungen und Haltungen pädagogischen Handelns (vgl.
Brumlik 1983; Loch 1983). Teils aber wird auch eine Abkoppelung pädagogischer
Theoriebildung von normativen Optionen gefordert, die sich als historisch kontin-
gent und als von der Pädagogik nicht einlösbare Aufgaben erwiesen haben
(Tenorth 1983; Luhmann/Schorr 1979; Oevermann 1980; Schriewer 1983).
So unterschiedlich die zuletzt genannten Positionen sind, gemeinsam ist ihnen, daß
sie aus der nicht erfolgten Umsetzung der in den sechziger und siebziger Jahren
leitenden Intentionen die Konsequenz ziehen, auf Optionen und Aufgaben zu
verzichten, die in gesellschaftspolitischer Hinsicht mehr voraussetzen, als durch die
Pädagogik allein realisierbar erscheint. Büdungsreform ist damit aber allenfalls ein
Thema von historischem Interesse, an dem eben jene Einsicht gewonnen werden
kann, nicht mehr aber eine Aufgabe der Erziehungswissenschaft, deren Realisie¬
rung man kraft Forschung zu betreiben und deren Relevanz man kraft Themenwahl
zu erhalten sucht. Faktisch bedeutet dies zugleich eine Umwertung des in den
sechziger und siebziger Jahren leitenden Selbstverständnisses der Erziehungswis¬
senschaft. Zumindest Anfang der siebziger Jahre erachtete man Bildungsforschung
als Grundlage und Garant der Möglichkeit eines praktisch-pädagogischen Fort¬
schritts. Hinsichtlich des dabei unterstellten Einflusses von Wissenschaft und Politik
gab es zumindest die Einschätzung: „Der Einfluß wissenschaftlicher Arbeit auf
bildungspolitische Entscheidungen nimmt mit wachsendem Grad der Institutionali¬
sierung ihrer Interaktion zu" (Robinson 1970, S. 224). Aber auch vorsichtigere
Einschätzungen sind dem Urteil gewichen, daß man trotz positiver Kooperation im
Detail insgesamt gesehen in der Kooperation gescheitert ist (vgl. Spies 1980; Beck-
Lau 1983).
Zum Wandel in der Einstellung gegenüber der Reform als gesellschaftspolitischer
Aufgabe der Erziehungswissenschaft treten direkte Zurücknahmen ehemals leiten¬
der Intentionen und Grundsätze der Reformplanung hinzu. In mehrfacher Hinsicht
relativiert findet sich das Ziel der Chancengleichheit im Sinne der Möglichkeit einer
Herstellung gleicher Startchancen und des Abbaus von sozialer Ungleichheit.
Verschiedene Surveys zahlreicher empirischer Untersuchungen kommen zu dem
Ergebnis, daß ein frühzeitiger Ausgleich schichtspezifischer Sozialisationsnachteile
auf den bislang eingeschlagenen Wegen nicht erfolgreich realisierbar ist (vgl. White
u. a. 1973). Im Sinne einer Förderung der Kinder bildungsbenachteiligter Schichten
durch Strukturmaßnahmen wie Gesamtschule kann die Erreichung von Chancen¬
gleichheit - bezogen auf den Anteil von Facharbeiterkindern bei mittleren und
höheren Schulabschlüssen - zwar als gesichert gelten, gleichwohl aber nur unter der
Voraussetzung einer Expansion mittlerer und höherer Abschlüsse, die wiederum in
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ihren Konsequenzen bislang jene benachteiligen, die gerade gefördert werden
sollten. „Da, wo nur Expansion zugelassen wird, ändert sich die soziale Selektivität
des Schulsystems wemg. Da, wo strukturelle Änderungen durchgeführt werden,
läßt sich ein Mehr an Chancengleichheit erreichen. Wenn diese struktureUen
Änderungen jedoch bei gleichzeitiger quantitativer Stagnation durchgeführt wer¬
den, wenn dem Mehr an Chancengleichheit keine Vermehrung der zu verteilenden
Güter (etwa höhere Schulabschlüsse) entspricht, führt die Verstärkung der Chan¬
cengleichheit unmittelbar in härtere Verteilungskämpfe um ,knappe' Güter" (Rös-
ner/Tillmann 1980, S. 70). Dieses aus mehreren Vergleichsuntersuchungen zur
Chancengleichheit zwischen Gesamtschule und traditionellem Schulsystem gewon¬
nene Ergebnis wird ergänzt durch zahlreiche Untersuchungen, die ausweisen, daß
vermehrte Qualifikation die soziale MobUität insgesamt nur wenig beeinflußt (vgl.
Bolder 1980; Jencks 1973, Müller/Mayer 1976). Aufgrund der Problematik,
daß ein Mehr an Chancengleichheit einerseits nur im Zuge einer verstärkten
Bildungsexpansion realisierbar ist, mit der Expansion andererseits aber ein Wettbe¬
werb um Bildungszertifikate und Berufspositionen einsetzt, bei dem diejenigen
Vorteile haben, die von ihrer Sozialisation ohnedies bevorteilt sind, und diejenigen,
denen das Mehr an Chancengleichheit zugedacht war, ihren früheren Sozial- und
Berufsstatus beibehalten, wird mittlerweile wohl mehrheitlich bezweifelt, daß das
Ziel einer Herstellung materialer Chancengleichheit durch Strukturmaßnahmen im
BUdungswesen alleine erreicht werden kann. Fest steht, daß sich im Zuge der
Expansion an der Ungleichheit der Bildungschancen und der sozialen Reproduktion
innerhalb des Bildungswesens weit weniger als erwartet geändert hat: Von 1972 bis
1980 stieg der Anteil der Kinder aus Arbeiterfamilien am Gymnasium, deren Anteil
an der Gesamtzahl der Schüler 1980 bei 41,6 Prozent (1972: 47,4 Prozent) lag,
lediglich von 6,3 auf 9,2 Prozent (Rolff 1983, S. 204).
Nicht minder bezweifelt wird aber auch der pädagogische Sinn einer Ausrichtung an
wettbewerbsorientierter Chancengleichheit. Würde man bei dem Konzept von
Chancengleichheit verbleiben, das der Bildungspolitik der sechziger Jahre und der
Bildungsexpansion zugrunde lag, so „... müßte man diese Expansion als enorm
kostspielig, ja unsinnig ansehen. Wenn das Programm der Chancengleichheit im
wesentlichen bedeuten soll, daß viel mehr oder gar alle jungen Leute auf eine
Rennbahn geschickt werden, die aber an mehreren Stellen so eng ist, daß nurwenige
dort hindurch kommen, wohin sie doch alle wollen und hingeschickt worden sind, so
kann Büdungsreform allenfalls als Quelle sozialen Unfriedens, keinesfalls aber als
Weg zu höherer sozialer Gerechtigkeit angesehen werden" (Flitner 1977, S. 49).
Statt dessen sei Chancengleichheit zu verstehen als „differenzierte Förderung von
vielfältig begabten und verschiedenartig interessierten Kindern" und Chancenaus¬
gleich als „Verbesserung der Chancen zumal derjenigen, die von sich aus den
Anforderungen unseres gesellschaftlichen Lebens nicht zu entsprechen vermögen"
(ebd., S. 53).
Auch ein zweiter Grundsatz der konzeptionellen Gestaltung der Bildungsreform
findet sich mehrfach relativiert und zurückgenommen: das Prinzip der Wissen¬
schaftsorientierung. Es bedeutet, wie der Strukturplan von 1970 formulierte, daß
die Ausrichtung des Unterrichts aller Altersstufen, aller Bildungsgänge und aller
Lernbereiche „gleich, ob sie dem Bereich der Natur, der Technik, der Sprache, der
Politik, der Religion, der Kunst oder der Wirtschaft angehören, in ihrer Bedingtheit
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und Bestimmtheit durch die Wissenschaften erkannt und entsprechend vermittelt
werden" (Deutscher Bildungsrat 1970, S. 33, S. 166). Wissenschaftsorientie¬
rung galt als verbindhche Maßgabe jedes Ansatzes der Curriculumkonstruktion, sei
er langfristig (Robinson) oder mittelfristig (Blankertz) , als Maßgabe der Neuge¬
staltung von Lehrplänen, Lehrbüchern, Curriculummateriaüen, als Maßgabe auch
der Differenzierung einzelner Bildungsgänge nach Schwerpunktbereichen, als
Grundlage der Forderung nach einer theoretischen Fundierung der Berufsbildung
und der Integration von Studien- und berufsbezogenen Bildungsgängen sowie
schließlich als Maßstab einer fachkompetenten Vermittlung von Unterrichtsinhal¬
ten. Heute ist von Wissenschaftsorientierung in keinem der genannten Bereiche
mehr ohne Einschränkung und Kritik die Rede. Einst Legitimationsinstanz, an der
didaktische Konzepte wie auch praktische Unterrichtstätigkeit gemessen wurden,
gilt das Prinzip der Wissenschaftsorientierung mittlerweile als eine Maxime, die dem
Sinn pädagogischer Tätigkeit nicht gerecht wird und nur im Zuge einer büdungs-
theoretischen Reflexion der in einzelnen Bereichen je damit verbundenen Probleme
den ihr angemessenen Stellenwert erhalten kann. Die curriculare Ausrichtung daran
wird zum Beispiel als Verfachüchung und Verwissenschaftlichung gesehen, die vor
allem für den Bereich der Hauptschule von vielen als „unrealistisch" und als „Quelle
der Probleme dieser Schulart" betrachtet wird (vgl. Leschinsky/Roeder 1980,
S. 372). Andere sehen in ihr schlicht eine „Fehlentwicklung" (Kreft 1980, S. 583)
und den Grund eines problematischen „Gefälles zwischen diesem Standard und der
Schulwirklichkeit" (Gieseke 1980, S. 541). Mit einer Ausrichtung daran bestehe, so
Benner, die „Gefahr, wider ihrer eigenen Intentionen dem Prozeß der Sinnentlee¬
rung aller Lebensbereiche zu dienen" (Benner 1977, S. 32). In der Form des
Strukturplans stelle die Ausrichtung am Prinzip der Wissenschaftsorientierung
einen „auf die Spitze getriebenen didaktischen Szientismus" dar, der dafür verant¬
wortlich sei, daß „alle Unterrichtsfächer ungeachtet ihrer Inhalte als pädagogisch
gleichwertig (gelten)" (Blankertz 1983, S. 138) und der letztlich „haftbar (ist) für
die in allen Zweigen der Sekundarstufe II entstandenen Anomien, speziell den
Motivationsverlust des Lernens" (ebd., S. 140). Grundsätzlicher formuliert: Die im
Zuge einer Ausrichtung am Prinzip der Wissenschaftsorientierung betriebene
„Abstinenz gegenüber einer Normendiskussion führt in Aporien" (Scheuerl 1982,
S. 117). Obgleich die Konsequenzen, die daraus für einzelne Reformelemente
folgen, noch kaum ausgeleuchtet sind, hegt nahe, daß damit leitende Konzepte der
Curriculumkonstruktion einschließlich der von ihr beeinflußten Vorschläge und
Konzepte zur Gestaltung einzelner Bildungsgänge zentrale Teile ihrer früheren
Begründungsbasis verloren haben. Zumindest stellen sich dann erneut Fragen, die
zu Beginn der Bildungsreform entschieden schienen, wie die nach einer büdungs-
theoretischen Begründung dessen, was AUgemeinbUdung seinem substantiellen
Gehalt nach heißen kann, worauf sie jenseits von Wissenschaft bezogen werden und
zugleich Verbindlichkeit erhalten kann.
Vergleicht man die Relativierung und Kritik ehemals leitender Maßgaben der
Reform im erziehungswissenschaftlichen Bereich mit der Gewichtung und Bewer¬
tung von Reformelementen in der Fortschreibung des Bildungsgesamtplans, so
finden sich weitgehende Übereinstimmungen. Ebenso wie im erziehungswissen¬
schaftlichen Bereich ist die Ausrichtung am Prinzip der Wissenschaftsorientierung
in nahezu der gleichen Gewichtung zurückgenommen, wobei jedoch gleichzeitig
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bedeutsame Differenzierungen in der erziehungswissenschafthchen Kritik, wie die
zwischen einem positivistischen und einem kritischen Verständnis von Wissen¬
schaftsorientierung oder die zwischen Sinngehalt und unterrichtspraktischer Umset¬
zung des Prinzips verloren gehen. Die Konsequenzen, die der Bildungsgesamtplan,
sei es hinsichtlich der Kritik am Prinzip der Wissenschaftsorientierung und des
bildungstheoretischen Normenproblems oder auch mit Blick auf die Schwierigkei¬
ten einer Realisierung materialer Chancengleichheit, zieht - nämlich Abkehr vom
Prinzip der Chancengleichheit und Vermittlung von Normen und Werthaltungen -,
mögen deshalb kurzschlüssig erscheinen: von ihren Prämissen her werden sie
gleichwohl durch die erziehungswissenschaftliche Diskussion gestützt. Gleiches läßt
sich mit Blick auf die Folgeprobleme der Bildungsexpansion oder auch hinsichtlich
des Stellenwertes von Prognosen über Angebot und Bedarf an Fachkräften und
Bildungsabschlüssen sowie hinsichtlich der Möglichkeit einer besseren Abstimmung
zwischen Bildungs- und Beschäftigungssystem durch eine Erhöhung der berufüchen
Flexibilität der Ausbildungsgänge feststellen (vgl. der Bundesminister für
Bildung und Wissenschaft 1980, S. 145; Institut für Arbeits- und Berufs¬
forschung 1973, 1975,1978).
Ebenfalls starke Korrespondenzen bestehen hinsichtlich der in Erziehungswissen¬
schaft und Bildungsforschung diskutierten Möglichkeiten und Grenzen der Reform
und den auf politisch-administrativer Ebene faktisch gezogenen Grenzen. Als
entscheidende Hindernisse bei der Fortsetzung der seit Mitte der siebziger Jahre
stagnierenden Reformpolitik werden in der erziehungs- und sozialwissenschaftli¬
chen Diskussion insbesondere gesehen:
- ein wachsender delegitimatorisch wirkender Druck gesellschaftlicher Interessen¬
gruppen, die durch die Bildungsexpansion ihre Privilegien bedroht sahen, und ein
im bestehenden System gesellschaftlicher Arbeitsteilung verankerter Bedarf an
sozialer Ungleichheit;
- die Quantität der Bildungsexpansion bei gleichzeitiger Kontraktion des Arbeits¬
marktes, durch die die Fortsetzung der in Politik und Öffentlichkeit primär als
expansionsfördernd eingeschätzten Reformen als unnötig und die bestehenden
Absorptionsprobleme als verschärfend erachtet wurde;
- die Unverträglichkeit zwischen der in Wirtschaft und Öffentlichem Dienst
verankerten Struktur der Arbeitsteilung, einschließlich des Systems der sozialen
Gratifikation vorberuflich erbrachter Leistungen und den Maximen und Zielen
der Bildungsreform;
- die Unzulänglichkeiten bei der Prognostizierung des relativen Schulbesuchs, der
Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt und der Entwicklung von Qualifikationsan¬
forderungen; sowie im Gegenzug dazu, daß es nicht an sicheren Entscheidungs¬
grundlagen für die Reformplanung und die Verwendungstauglichkeit von Wissen¬
schaft gemangelt habe, sondern an den Regeln der Nutzung und Verarbeitung
wissenschaftlicher Informationen im Prozeß politischer Entscheidungsfindung.
Ohne die Erklärungsmuster im einzelnen zu diskutieren: problematisch erscheint,
daß sie suggerieren - sei es mit Blick auf eine gesellschaftliche Interessen- und
Machtstruktur oder die Struktur der Arbeitsteilung oder die Entwicklung des
Arbeitsmarktes - daß es für das politisch-administrative System praktisch keinen
über das Erlangte hinausgehenden Handlungs- und Entscheidungsspielraum gege¬
ben habe und gibt. Hindernisse und bestehende Schwierigkeiten werden als
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strukturell verankerte Grenzen der Reform interpretiert. Dadurch wird zugleich die
Konsequenz nahegelegt, daß die Reform und ihre Ziele von vornherein unter den
gegebenen gesellschaftlichen Bedingungen chancenlos waren. Unter dieser Voraus¬
setzung scheint es nur konsequent, sich vom politisch-administrativen System als
Adressat für Veränderungen abzuwenden und Verbesserung entweder auf der
Ebene lokaler Reformbruchstücke oder im Zusammenhang sozialer Bewegungen
oder über Initiativen im Bereich des privaten Schulwesens zu suchen. EbenfaUs
naheüegend ist dann, sich von den gesellschaftspolitischen Aufgabenstellungen der
Theoriebildung zurückzuziehen und sich bei dem zu bescheiden, was sich seitens des
Pädagogen im Rahmen gegebener Strukturen verändern läßt.
Den Einschätzungen zu den Aussichten einer Fortführung der Reform im erziehungswissen¬
schaftlichen wie im pohtisch-administrativen Bereich korrespondiert die öffentliche Mei¬
nung: Während Detailreformen von der Orientierungsstufe bis hin zu einer Betonung der
sozialintegrativen Aufgabenstellungen der Schule als positiv und wünschenswert gelten,
werden weitergehende Reformen zurückhaltend beurteilt oder gar abgelehnt. Gemäß dreier
repräsentativer Befragungen bundesdeutscher Eltern von 1979, 1981 und 1983 wurde die
Orientierungsstufe, gemessen an der Frage, ob Kinder nach der 4. Klasse in Hauptschüler,
Realschüler und Gymnasiasten eingeteilt werden oder besser weiter gemeinsam unterrichtet
werden sollten, 1983 von 32 Prozent (1981: 39 Prozent, 1979: 42 Prozent) positiv beurteilt,
desgleichen eine Abschaffung von Zensuren in den ersten drei Grundschuljahren (1983:
49 Prozent, 1981: 56 Prozent, 1979: 48 Prozent). Demgegenüber wird überwiegend die
Ansicht geäußert, daß die Reformen der letzten Jahre ausreichend waren oder sogar zu weit
gingen. Das auf einen Gesamteindruck zielende Statement „Die ganze Schulreform hat nur
Unruhe in die Schule gebracht" wurde 1983 von 46 Prozent der Befragten (1981: 63 Prozent,
1979:42 Prozent) bejaht. Aufschlußreich für die Richtung, in der Verbesserungen erwünscht
sind und Veränderungen Zustimmung finden, ist eine Frage, die den Versäumnissen von
Unterricht und Schule gilt: An vorderster Stelle werden genannt Disziplin (1983: 34 Prozent,
1981:40 Prozent, 1979:39 Prozent der Befragten), Allgemeinwissen (1983:32 Prozent, 1981:
29 Prozent, 1979: 25 Prozent), Höflichkeit (1983: 28 Prozent, 1981: 34 Prozent, 1979:
35 Prozent). Mit weitemAbstand folgen andere Einschätzungen, wie zum Beispiel die, daß in
der Schule zu wenig auf kritisches Denken (1983: 16 Prozent, 1981: 14 Prozent, 1979:
6 Prozent) oder zu wenig auf Fachwissen geachtet wird (1983: 10 Prozent, 1981: 7 Prozent,
1979: 7 Prozent); lediglich 3 Prozent (1981: 4 Prozent, 1979: 9 Prozent) waren der Ansicht,
daß die Schule kein (wesentliches) Ziel vernachlässigt (Rolff/Hansen/Klemm/Tillmann
1984, S. 33).
Angesichts der zahlreichen Übereinstimmungen und Parallelen zwischen der Beur¬
teilung der Reform im politisch-administrativen und wissenschaftlichen Bereich
sowie relativ dazu im Bereich der öffentlichen Meinung liegt die Annahme nahe,
daß der hierin zum Ausdruck kommende Bewertungswandel eine zirkuläre Struktur
besitzt, und das heißt, daß der Bewertungswandel seitens des politisch-administrati¬
ven Systems durch die Theorieentwicklung im Bereich von Erziehungswissenschaft
und Bildungsforschung zumindest erleichtert wurde, daß umgekehrt die Entwick¬
lung der Reform auf politisch-administrativer Ebene ganz offenbar entscheidend
den mittelbaren wie auch den unmittelbaren Bewertungswandel innerhalb der
Erziehungswissenschaft beeinflußt hat, während schüeßüch beides wiederum Ein¬
fluß auf entsprechende Einschätzungen der öffentlichen Meinung hatte. Interpre¬
tiert man die Befragungsergebnisse zur Schulreform im Zusammenhang mit dem
Bewertungswandel im bildungspolitischen Bereich, so interagiert das Urteil einer
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Mehrzahl von Bürgern zum Reformgesamt in hohem Maße mit der bildungspoliti¬
schen Entwicklung und den darüber geschaffenen Fakten.
Mittelbar gilt gleiches für die Interaktion zwischen Wissenschaft und Bildungspoli¬
tik. Denn diese ist, wie die bisherige Auseinandersetzung mit der Bildungsreform
deutlich macht, in hohem Maße von der politischen Stagnation geprägt und
insgesamt zugleich wenig geeignet, dem politisch-administrativen Bewertungswan¬
del entgegenzuwirken. Vormals überdehnte Elemente der Reformkonzeption
werden zurückgenommen, ohne daß jedoch Wege und Problemlösungen aufgezeigt
werden, welche die in struktureller Hinsicht gezogenen Reformgrenzen wieder
verflüssigen könnten. Unterstellt man, daß die Bildungspolitik in ihrer Reaktion auf
Entwicklungen im Bildungssektor von öffentlicher Meinung und den im Wissen¬
schaftsbereich vorhandenen Auffassungen nicht unabhängig ist, erhält der politisch¬
administrative Bewertungswandel eine zirkuläre Struktur: Veranlaßt durch einen zu
erklärenden Anfangszustand der bildungspolitischen Stagnation sorgt die Art der
Interaktion auf seiten der öffentlichen Meinung wie im Bereich von Wissenschaft
mit der Entwicklung auf politisch-administrativer Ebene für Voraussetzungen, die
ihrerseits dazu führen, daß sich in bildungspolitischer Hinsicht nichts an diesem
Zustand verändert. Geht man von einer zirkulären Struktur des Bewertungswandels
aus, dann sind Erklärungen unzureichend, die die Stagnation der Bildungsreform
auf Ursachen wie insbesondere den „Druck jener gesellschaftlichen Interessengrup¬
pen, die ihre Privilegien bedroht sahen" (Friedeburg 1983, S. 161), wesentlich
zurückführen. Und zwar deshalb, weil sie den interdependenten Prozeß der
Entstehung handlungsleitender Bewertung der an der Bildungsreform Beteiligten
außer acht lassen. Nicht beabsichtigte Wirkungen subjektiv rationaler Handlungs¬
strategien bei der Realisierung der Reform und emergente Effekte dieser Hand¬
lungsstrategien bleiben dann für eine Erklärung des gegenwärtigen Zustandes
ebenso außer Betracht wie mögliche Rationalitätsdefizite in der Interaktion mit
einer vielfach erst im Verlauf der Reform erkennbaren Problemstruktur. Zwei
Bruchstellen der Reform, die im folgenden untersucht werden, machen diese
zirkuläre Struktur besonders deutlich.
4. Anfängliche Ursachen und zirkuläre Verstärkung der Stagnation
In welch geringem Maße die Stagnation der Reform anfangs mit legitimatorischen
und auf der Seite der Wissenschaft vorhandenen Voraussetzungen der Reform
zusammenhängt, gleichwohl durch die Reaktionen auf eine sich im politisch¬
administrativen Bereich formierende Problemstruktur begünstigt und verstärkt
wurde, wird an zwei Stellen der Reformbemühungen besonders deutlich: Zum einen
im Zuge der sich 1972 kumulierenden Schwierigkeiten bei der Erstellung des ersten
Bildungsgesamtplans, zum anderen an der nach dem Scheitern des ersten Bildungs¬
gesamtplans einsetzenden Eingrenzung der Reform auf Modellversuche.
Bereits Anfang 1971, zu einem Zeitpunkt also, als sich im erziehungs- und
sozialwissenschaftlichen Bereich die auf die Reform gerichteten Forschungsbemü¬
hungen gerade erst zu intensivieren begannen und die Zustimmung zur Reform in
der Öffentlichkeit noch ungebrochen war, scheint auf politisch-administrativer
Ebene das Ende der noch nicht begonnenen Reform gekommen zu sein. Kurz
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nachdem sich die Bund-Länder-Kommission konstituiert und man im Ausschuß
„Bildungsgesamtplan" beschlossen hatte, die Grundzüge der Bildungsplanung bis
1985 in den nächsten zehn Wochen zu erarbeiten, brachten im März 1971 die
sogenannten B-Länder die Frage der Finanzierung ein, verbunden mit Sondervoten
zu sämtlichen Reformbereichen. Aufgrund einer ersten Schätzung der Kosten,
ausgegangen wurde von 80 bis 100 Milüarden, forderte die Vorsitzende des
Ausschusses „Bildungsgesamtplan" Steuererhöhungen. Die genannte Summe hätte
einer Erhöhung des Bildungshaushaltes um mehr als das Dreifache entsprochen, die
unter Beibehaltung der Ausgaben in anderen staatlichen Aufgabenbereichen zu
einer Steigerung der öffentlichen Haushalte geführt hätte, die von den Finanzmini¬
stern abgelehnt wurde. Innerhalb des Bundeskabinetts setzte man sich verstärkt
gegen den Vorrang der Büdungspolitik in der Gesamtpolitik ein, wollte anstelle von
Bildung den Ausbau der Straßen, die flexible Altersgrenze als Wahlschlager für
1973, Umweltschutz u. a. m. (vgl. Pöppelt 1978, S. 121). Folge der ersten innerpoli¬
tischen Kontroversen um den SteUenwert der Reform war: Regierung und Opposi¬
tion vereinigten sich gegen die Vorschläge zu einer Gesamtreform. „Von April 1971
an sind nur noch drei Themen zentral: 1. Versuche, die Sondervoten in Kompro¬
misse aufzufangen, 2. die zu weit gegangenen Formulierungen des Anfangs zurück¬
zunehmen, 3. die Reform billiger zu machen" (Spies 1984, S. 9). Im Mai begannen
die Finanzminister, sich gegen den Bildungsgesamtplan zu wenden; die B-Länder
forderten gesonderte Kostenrechnungen für einzelne Reformmaßnahmen, um
Prioritäten festzulegen, und auch die A-Länder nahmen nun die Reformziele
zurück. Ende Juni 1971 ging man im Ausschuß „Bildungsgesamtplan" ohne
Kompromiß auseinander. Der erste Anlauf zum Bildungsgesamtplan war damit
gescheitert.
Ein halbes Jahr später wurde die Arbeit fortgesetzt, der einheitliche Reformwille
war aber bereits ab März 1971 - wie ein Mitglied des Ausschusses feststellt - nicht
mehr vorhanden. „Das Bildungssystem, was vorher als Hoffnung und Versprechen
erlebt wurde, erlebte man nun als Gefahr" (Spies 1984, S. 8). Kompromisse in den
Details, auf die man sich nun laufend einigte, führten zu dem Ergebnis, daß die
Reform insgesamt zurückgenommen wurde. In entscheidenden Fragen wie Orien¬
tierungsstufe, einheitlicher Abschluß in den Sekundarstufen I und II, Regelung des
Hochschulzugangs nahmen ab Frühjahr 1972 nun auch die A-Länder ihre Reformin¬
tentionen zurück. Die Gründe für die Reduktion in der Sachplanung lagen dabei auf
seiten der Länder nicht nur in Bedenken gegen einzelne Reformdetails. Im
Hintergrund standen mit der Reform gekoppelte Fragen der Finanzierung, die ab
Anfang 1972 die Diskussion um die Reform erneut und nun in Gänze beherrschten.
Die Probleme waren dreifacher Art: Erstens sahen sich die Bundesländer außer¬
stande, Planungsaussagen ohne hinreichende Sicherheit über die Verteilung der
Steuern bei der Finanzierung der Reform zuzustimmen, und forderten - wenn es
sich bei der Priorität für die Bildung „nicht nur um ein Lippenbekenntnis handeln
solle" - eine Steuerumverteilung als Voraussetzung für bindende Zusagen (Mading
1974, S. 65). Ein zweiter Konflikt war dadurch angelegt, daß für eine konkrete
Maßnahmenplanung nicht nur ein Aufweis der finanziellen Implikationen der
Planung, sondern eine politisch-normative Fixierung des Anteils der Bildungsausga¬
ben am öffentlichen Haushalt erforderlich ist, über die man sich jedoch aufgrund des
„Steuerkriegs" zwischen Bund und Ländern sowie der internen Verteilungskämpfe
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nicht verständigen konnte. Drittens: Da in den Ländern bereits starke Unterschiede
in der Bildungsversorgung vorlagen, waren die Kultusminister und ihre Verwaltun¬
gen bestrebt, für die bundesweite Planung stets solche Zielwerte durchzusetzen, die
nicht unter denen der landeseigenen Planung lagen, und zugleich bemüht, solche
Daten zurückzuhalten, die einen Rückstand in einzelnen Bereichen hätten erken¬
nen lassen. Folge: In den Planungsrichtwerten paßte man sich an jeweils vorhandene
Höchstwerte an, die nicht nur die Klärung der Finanzierung und eine Verständigung
über Prioritäten erschwerte, sondern von denen trotz formeller Zustimmung von
vornherein klar war, daß es sich um unverbindliche Planwerte handelte; deshalb
haben schüeßüch „Ländervertreter den bundesweiten Werten der BLK wiederholt
totale Unverbindlichkeit attestiert" (Mading 1974, S. 83).
Die Interaktion von Erziehungswissenschaft und Bildungsforschung mit dieser
Problemstruktur begünstigte einen damit einsetzenden Planungsprozeß, der mehr
dem „Aktivitätsnachweis gegenüber Regierungen und... Wählern" als einer tatsäch¬
lichen Entscheidungsvorbereitung diente (ebd., S. 78). Denn eine Kontrolle oder
gar Korrektur durch Erziehungswissenschaft und BUdungsforschung war schon
deshalb nicht möglich, weil es an einer Auseinandersetzung mit entsprechenden
Fragen fehlte. Innerhalb der Erziehungswissenschaft konzentrierte man sich auf die
nun verstärkt einsetzende Curriculumrevision oder war mit ersten Konkretisie¬
rungsarbeiten für anlaufende Modellversuche beschäftigt. Probleme einer flächen¬
deckenden Strukturreform blieben, von wenigen Ausnahmen abgesehen, ausge¬
spart. Spätestens zu diesem Zeitpunkt wirkte sich das Versäumnis des Bildungsrates
aus, entsprechend dem Auftrag des Errichtungsbeschlusses für seine zweite Amts¬
periode „erstens Bedarfs- und Entwicklungspläne für das deutsche BUdungswesen
zu entwerfen, ... zweitens Vorschläge für die Struktur des Bildungswesens zu
machen und den Finanzbedarf zu berechnen, drittens Empfehlungen für eine
langfristige Planung auf den verschiedenen Stufen des Bildungswesens auszuspre¬
chen". Weder wurden eigenständige Bedarfs- und Finanzierungspläne erstellt, noch
Implementationsfragen, noch Fragen der Priorität für einzelne Reformmaßnahmen
berücksichtigt. „Die Empfehlungen sind also keine Pläne, sondern bedurften zu
ihrer Realisierung noch der Planung" (Raschert 1980, S. 178).
Das hieß aber, man hatte weder den finanzpolitischen Argumenten etwas entgegen¬
zusetzen, noch begründete Verhandlungsmöglichkeiten auf der Ebene von Reform¬
prioritäten in sachlicher und zeitlicher Hinsicht anzubieten, die den Streit aufgrund
der damaligen Interessenlage leichter lösbar gemacht hätten; noch konnte man
aufzeigen, wie einzelne Reformteile von der Bildungsadministration hätten reali¬
siert werden können. Das aber führte zu einer Verselbständigung administrativer
Entscheidungsrationalität, mit der man sich zugleich mehr und mehr überfordert
fühlte. A. Jochimsen, damals Leiter der Planungsabteilung im Kanzleramt, stellte
im Juni 1972 fest, „daß viele geseUschaftüche Problemkomplexe heute derartig
umfangreich und vieldimensiohiert sind, daß der Staat unserer Prägung ... sich
weitgehend mit punktuellen Aktionen zufrieden geben muß, die seiner Zuständig¬
keit, seiner Durchsetzungskraft und der allgemeinen Struktur der Interessenland¬
schaft entsprechen" (BuUetin der Bundesregierung vom 9. 6. 1972, S. 1184).
Mit Erleichterung wurde schüeßüch in der Bund-Länder-Kommission das soge¬
nannte NC-Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 9.5.1972 aufgenommen, da
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es durch einen im Urteil angesprochenen Parlamentsvorbehalt die Mögüchkeit bot,
die Entscheidungslasten für Reformrestriktionen auf die Länder zu verschieben
(Spies 1984, S. 12). Entscheidungen, die im Ausschuß zum Sekundarstufe
I-Abschluß im September 1972 gerade anstanden, wurden deshalb von Vorarbeiten
der Kultusministerkonferenz und vom Stand der Beratungen über einen Staatsver¬
trag der Länder über den Hochschulzugang abhängig gemacht (vgl. ebd.). Gleich¬
zeitig ermögüchte das Urteil des Bundesverfassungsgerichts trotz einer grundsätzli¬
chen Bestätigung expansiver Bildungspolitik eine Begrenzung des Studienplatzan¬
gebotes unter der Voraussetzung einer Sicherung der Interessen der AUgemeinheit,
und das hieß jetzt: einer Begrenzung unter dem Nachweis, daß für bestimmte
Berufsqualifikationen eben nur ein bestimmter gesellschaftlicher Bedarf vorhanden
ist, der die freie Berufswahl zwar nicht direkt tangieren darf, der es aber zuläßt, das
Angebot an entsprechenden Bildungs- beziehungsweise Studiengängen zu be¬
grenzen.
Die Folge: Bedarfsstudien wurden nun in Auftrag gegeben; ihre Zahl stieg ab 1972/
73 sprunghaft an, die Reorientierung der Bildungspolitik am Beschäftigungssystem
setzte ein. Innerhalb der Bund-Länder-Kommission beschäftigte man sich unter
Aussparung der Finanzierungsprobleme und bei gleichzeitig wachsenden Legitima¬
tionsproblemen - „Entschärft werden mußte jetzt alles, was mit dem Wort Gesamt
eine Gleichstellung von Unterschiedlichem signalisierte." (Spies 1984, S. 13) - nur
noch mit der Formulierung weiterer Zielreduktionen, was dazu führte, daß die
meisten der ehemaligen Sondervoten zurückgenommen und die Arbeit am Bil¬
dungsgesamtplan im Mai 1973 abgeschlossen werden konnte.
Doch der durch Aussparung der Finanzierungsproblematik erreichte Kompromiß
währte nicht lange. Das Scheitern war vorprogrammiert. Im Mai 1974 platzte der am
3. 7. 1973 verabschiedete Plan aufgrund eines Staatssekretärs-Gutachtens der
Finanzministerkonferenz, das daraufhinwies, daß bei gleichbleibender Steuer- und
Kreditquote die zur Finanzierung des Bildungsgesamtplanes vorgesehenen 53,6
Milliarden nicht aufrechterhalten werden könnten, sofern man nicht, was aber für
unzweckmäßig erklärt wurde, die politischen Prioritäten für andere öffentliche
Aufgabenbereiche verändere. Vor dem Hintergrund der sich mit dem Ölpreis-
schock abzeichnenden gesamtwirtschaftlichen Lage - die Zuwachsrate des Brutto¬
sozialprodukts fiel von 5,1 Prozent im Jahre 1973 auf 0,4 Prozent im Jahre 1974; die
Arbeitslosenquote stieg von 1,2 Prozent auf 4,8 Prozent, das Preisniveau erhöhte
sich um 7,3 Prozent - meinte man, noch am ehesten beim Bildungsbudget sparen zu
können. Hinsichtlich der damit für den Ausbau des Bildungswesens verbundenen
Konsequenzen hieß das: „Im übrigen hätte eine Verlangsamung im Ausbau des
Bildungswesens nicht nur Nachteüe. Viele grundsätzliche Fragen lassen sich bei
besserer Kenntnis der künftigen Entwicklung zutreffender beurteilen. Beispiels¬
weise besteht hinsichtlich des Bedarfs an akademisch ausgebildeten Arbeitskräften
weithin Unklarheit. Sollten Prognosen zutreffen, wonach die Ausbildung von
Akademikern in dem vom Bildungsgesamtplan ins Auge gefaßten Umfang weit über
das künftige Arbeitsplatzangebot hinausgeht, wäre eine Korrektur der gegenwärtig
anvisierten quantitativen Ziele im Gesamthochschulbereich notwendig. Es wäre
nicht sinnvoll, im Hochschulgesamtbereich Ausbildungskapazitäten zu schaffen, die
wegen einer grundlegend veränderten Arbeitsmarktsituation nur vorübergehend
benutzt werden" (Finanzministerkonferenz 1974, S. 11).
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Das nunmehr offizielle Scheitern des Bildungsgesamtplanes rief nur sehr vereinzelt
Proteste hervor. Warum auch, wenn die Planungsrichtwerte letztüch unverbindlich
waren und die Planung trotz massiver Kontroversen eher dem Nachweis ministeriel¬
ler Aktivität gegenüber Regierung und Wählern diente. Zu politischen Initiativen
kam es nicht, von keiner Seite. Und dies, obgleich damit nicht zu verkennen war,
daß die Bildungsreform von der Finanzseite her zunächst nur noch im Rahmen von
Modellversuchen weiter fortgeführt werden konnte. Im Bereich von Öffentlichkeit
und Politik rückten Fragen des Wirtschaftswachstums, der Sicherung gesamtwirt¬
schaftlicher Stabilität, Energieprobleme sowie die sich nunmehr abzeichnende
Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt in den Vordergrund, der öffentliche Druck auf
die Politik verlagerte sich vom Bildungssektor auf andere Bereiche. Gleichzeitig
bewirkte die Dauer- mittlerweile wurde an gut fünf Jahre alten Problemen erfolglos
politisch herumgebastelt-, verbunden mit den Erfahrungen von Lehrern und Eltern
bei der Implementierung neuer Curricula und den ersten Gesamtschul-Großsyste-
men eine Erhöhung der öffentlichen Akzeptanzschwelle für Reformen. Das aber
bedeutete mit Blick auf den Parlamentsvorbehalt gegenüber flächendeckenden
Reformen zugleich, daß die Gefahr eines Mißerfolgs bei Einbringung entsprechen¬
der Gesetzesinitiativen bereits im Vorfeld einer Entscheidung gestiegen war. Dies
hatte zur Konsequenz, daß gemäß politisch-administrativer Klugheitsregeln die
Reformpolitik nun auch von legitimatorischer Seite her auf Modellversuche
beschränkt blieb. Man richtete sich auf die Nichtreform ein, gemäß der Verhaltens¬
norm von Politikern, „... den Zustand hinzunehmen und abzuwarten, bis er
überstanden ist". (K. Kreuser, Generalsekretär der Bund-Länder-Kommission,
1982, S. 257). Die Phase der Stagnation begann.
Die Reaktionen der wissenschaftlichen Seite auf die entstandene bildungspolitische
Problemstruktur begünstigten die politische Abwartehaltung und damit die Stagna¬
tion. Zwar reagierte man auf die Ausrichtung des Bildungssystems am Beschäfti¬
gungssystem durch den mehrfach geführten, gleichwohl auch innerhalb der BU¬
dungsforschung umstrittenen Nachweis, daß die Expansion insbesondere der Hoch¬
schulabsolventenzahlen aus bedarfsprognostischer Perspektive integrier- und absor¬
bierbar ist; mehr noch, daß die Expansion, bezogen auf die Entwicklung der
Quaüfikationsstruktur in einzelnen Berufsfeldern, curriculare und strukturelle
Korrekturen im Sinne der Reformpolitik dringend erforderlich mache (vgl. u.a.
Heindlmeyer/Heine/Möbes/Riese 1973). Innerwissenschaftliche Kontroversen
aber stützten die Abwartehaltung der Politik. Zugleich fehlten mit Blick auf den
finanzpoütischen Gegendruck gegenüber Reformen Untersuchungen, die hätten
zeigen können, daß eine Beibehaltung der tradierten Struktur im BUdungswesen
aufgrund der mittlerweile erkennbaren Expansionsmechanik höhere Folgekosten
zeitigt als eine konsequente Fortsetzung der Reformen. Nicht aufgenommen wurde
auch die zunächst gegen die Reform gerichtete Argumentation über die Entzugswir¬
kungen der Expansion für den Arbeitsmarkt, als sich die negative Arbeitsmarktent¬
wicklung andeutete und alsbald feststand; noch 1971 hatte man im politisch¬
administrativen Bereich die Befürchtung geäußert, daß die Bildungsreform auf¬
grund ihrer Entzugswirkung für den Arbeitsmarkt mit einer neuen „Gastarbeiterin¬
vasion" verbunden sei (vgl. Mading 1974, S. 62). Und obgleich mittlerweile die
noch in den sechziger Jahren bestehenden statistischen Defizite hinsichtlich der
Zunahme der Expansion im Bereich weiterführender Bildungsgänge behoben
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waren und die Zahlen - trotz der in den meisten Ländern noch nicht vollzogenen
Oberstufenreform - ein eindeutiges Bild ergaben, blieb eine empirisch gehaltvoUe
Theorie der bisherigen Expansion aus. Auch ein weiteres, seit den Anfängen der
Reform bestehendes Defizit wurde nicht behoben und schwächte die Verteidigung
der Reform. Bereits bei der Konstruktion des Strukturplans von 1970 fehlte es an
einer Theorie der gesellschaftüchen Wirkung alternativer Bildungsstrukturen.
Konstruktion wie Folgenabschätzung waren im wesentlichen auf das Ziel der
Chancengleichheit beschränkt. Dadurch aber geriet die poütische Verteidigung der
Reform in der nun einsetzenden Stagnationsphase in die Defensive. Denn ohne eine
Theorie der Auswirkungen alternativer Bildungsstrukturen ließ sich die Reform
nurmehr entlang des Prinzips der Chancengleichheit verteidigen, was jedoch
bezogen auf den Reibungs- und Relevanzverlust des Prinzips die Reform in die
moralische Defensive brachte; oder sie wurde lediglich durch einen Vergleich zu
anderen Industrienationen gestützt oder mit Blick auf Beschäftigungssystem und
Arbeitsmarkt ebenfaUs ledigüch defensiv im Sinne eines Nachweises ihrer produkti¬
ven Unschädlichkeit verteidigt. Demgegenüber hatten und haben sich in der
neueren Reformgeschichte stets solche Argumente als stark erwiesen, die durch
Aufweis meist krisenartig interpretierter gesellschaftlicher Folgewirkungen beste¬
hender Strukturen und Entwicklungen deren Änderung als Voraussetzung einer
Überwindung jener Krisen deuteten; angefangen von den ökonomistischen Tarta-
renmeldungen zu Beginn der sechziger Jahre bis hin zu den Alarmmeldungen von
1976 über den zu erwartenden „Schüler- und Studentenberg". An entsprechenden,
auch öffentlichkeitswirksam ummünzbaren Argumenten zur Verteidigung der
Reform mangelte es. Als zentrales politisches Problem stellte sich „das Aufge¬
brauchtsein der alten, das Fehlen einer neuen Formel" (Spies 1980) heraus.
Das Fehlen politisch hilfreicher wissenschaftlicher Argumentationsstränge wurde
zusätzlich durch sich massierende Konflikte im Gefolge zweier Empfehlungen des
Büdungsrates von 1973 verschärft, die von politisch-administrativer Seite als
„Kriegserklärung" an die Schulaufsicht verstanden wurden (Raschert 1980,
S. 186). Die beiden Empfehlungen - „Zur Reform von Organisation und Verwal¬
tung im BUdungswesen" sowie „Zur Förderung praxisnaher Curriculumentwick¬
lung" - wurden zum Anlaß, das Abkommen über die Errichtung des Bildungsrates
nicht mehr weiter zu verlängern. Die damit sich voUziehende Abkoppelung von
Wissenschaft und Politik führte zu einer Verstärkung der im erziehungswissen¬
schaftlichen Bereich bereits dominierenden Ausrichtung der Theoriebildung auf
Fragen der curricularen Konkretisierung von Reformvorgaben, der erfolgreichen
Durchführung einzelner Modeüversuche und den damit im Zusammenhang stehen¬
den Problemen der Begleit- und Evaluationsforschung. In dem Maße, in dem sie
sich aber darauf beschränkte, erleichterte man zugleich die sich nunmehr verstärkt
vollziehende Ausrichtung der Bildungspolitik an den Problemen der Reguüerung
der BUdungsexpansion unter der Voraussetzung ausbleibender Strukturreformen.
In dem Bestreben, die Ziele der Reform wenigstens in den Modellversuchen zu
konkretisieren und damit gleichsam zu zeigen, daß sie sich realisieren lassen,
rückten Einzelfragen in den Vordergrund der Theoriebildung, zunächst Einzelfra¬
gen im Rahmen der Curriculumkonstruktion und Curriculum-Implementierung
sowie ab 1975 Fragen der Umsetzung anvisierter Ziele im Unterricht. Über sie
vollzog sich wiederum eine Zuwendung zu Problemen der Handlungsrelevanz und
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der auf den Lernprozeß der Schüler einwirkenden Rahmenbedingungen von
Unterricht und Schule. Dadurch erleichterte man aber ungewollt die Verselbständi¬
gung politisch-administrativer Entscheidungsrationalität. Der Nutzen erziehungs¬
wissenschaftlicher Theoriebildung zur Lösung der sich ab 1974/75 stellenden
Probleme im bildungspohtischen Bereich schwand zusehends, damit ihr potentieller
Einfluß und damit ihre Chance, Korrekturen zu veranlassen. Der politische
Relevanzverlust schließlich geriet bereits wenig später zur Frage nach der Praxisre¬
levanz, in deren Horizont alsbald eine kritische Sichtung vormals leitender Theorie¬
programme und der an sie geknüpften Erwartungen einsetzte. So gerechtfertigt die
Kritiken dabei in der Sache selbst waren und sind, so stützten sie doch ungewollt den
poütischen Stillstand der Reformbemühungen. Da dabei gleichzeitig die ursprüngli¬
chen Reformhindernisse sich perpetuieren konnten, folgte alsbald als Konsequenz
dieses Zustandes, daß die Reformziele nun ihrerseits einer der Realität angepaßten
Neubewertung unterzogen wurden.
5. Schlußbemerkungen
Ein Vergleich zwischen der Theorieentwicklung in Erziehungswissenschaft und
BUdungsforschung und der sich auf politisch-administrativer Ebene formierenden
Problemstruktur in wichtigen Phasen der Reformbemühungen legt die These nahe,
daß zwischen beiden nur eine wenig erfolgversprechende Korrespondenz bestand.
An zentralen Punkten wurden die aus objektiven Hindernissen von politisch¬
administrativer Seite gezogenen Konsequenzen durch die Theorieentwicklung
ungewollt gestützt. In der Anfangsphase der Reformplanung insbesondere dadurch,
daß man den Voraussetzungen einer politischen Problemlösung, sei es mit Blick auf
die Fragen der Finanzierung und der Prioritätenbildung, sei es mit Blick auf das
kultusministerielle Planwerte-Spiel, so gut wie keine Beachtung, zumindest keine
theoriefähige Beachtung geschenkt hat. Administrativ daraus gezogene Konse¬
quenzen, nämlich die Unverbindhchkeit der Sachplanung, wurden-wie es scheint-
dadurch zugleich entscheidend erleichtert. Während die Erziehungswissenschaft zu
dieser Zeit auf eine Absicherung zentraler Prämissen und Ziele der Reform sowie
die Ausgestaltung des Reformprogramms gerichtet war, vergrößerte sich zugleich
die Differenz zu den auf politisch-administrativer Ebene sich formierenden Hinder¬
nissen und als hilfreich erachteten Forschungsergebnissen. Die hierin angelegte
Verselbständigung politisch-administrativer Entscheidungsrationalität trennte die
Theorieentwicklung mehr und mehr von ihrem politischen Verwendungszusam¬
menhang, machte sie zu einem Informationslieferanten ohne Einfluß auf politische
Entscheidungszusammenhänge. Die Perpetuierung selbst solcher Hindernisse, die
durch eine wissenschaftlich organisierte Problemsicht ggf. hätten gelöst werden
können, bestärkte die poütische Konsequenz, die weitere Entwicklung abzuwarten,
wobei gleichzeitig mögliche Ansatzpunkte für eine Weiterführung der Reform in
Gestalt von ModeUversuchen erhalten wurden. In dem Maße, in dem sich die
Erziehungswissenschaft auf Modellversuche, curriculare Konkretisierungen oder
die Folgeprobleme der Expansion konzentrierte, ohne die Voraussetzungen des
politischen Verzichts auf flächendeckende Strukturreform als Theoriedefizit aufzu¬
nehmen, begünstigte sie jedoch indirekt die politische Stagnation der Reformbemü¬
hungen. Die anhaltende Stagnation schaffte nun ihrerseits Bedingungen, die auf
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politisch-administrativer wie auf wissenschaftücher Seite sich ergänzende, die
Stagnation verstärkende Konsequenzen nahegelegt haben. Während auf poütisch-
administrativer Ebene ein Bewertungswandel ehemals leitender Ziele entlang der
bereits zu Beginn der Stagnation bestehenden Hindernisse einsetzte, erleichterte
und stützte die erziehungswissenschaftliche Auseinandersetzung mit der Reform¬
entwicklung und deren Folgen indirekt den politischen Bewertungswandel vormals
leitender Reformintentionen.
Die zirkuläre Struktur, in der sich bildungspolitische Entwicklungen und erzie¬
hungswissenschaftliche Theoriebildung verstärken, verweist auf eine Reihe ebenso
grundlegender wie neu zu klärender Fragen des Verhältnisses zwischen Wissen¬
schaft und Politik, Theorie und Anwendung, Wissensproduktion und politischer
Problemlösungsrelevanz. Sicher ist, daß die in den sechziger und frühen siebziger
Jahren leitenden Annahmen über den Einfluß von Wissenschaft auf Politik, den
Nutzen von Theorie für Praxis und die Möglichkeiten einer rationalen Steuerung der
gesellschaftlichen Entwicklung sich nicht mehr aufrecht erhalten lassen (vgl.
Drerup 1982, 1984; Beck/Lau 1982, 1983; Cohen/Garret 1975; Weiss 1982).
Läßt sich die Kritik an diesen Annahmen auf die Formel eines rationalistischen
Mißverständnisses von wissenschaftlicher Politikberatung und praktischer Nutzan¬
wendung bringen, so ist doch gleichzeitig festzuhalten, daß zahlreiche Probleme, die
sich im Horizont politisch-administrativ relevanter Entscheidungen stellten, in
Bildungsforschung und Erziehungswissenschaft keine oder nur unzureichende
Berücksichtigung fanden. Geht man dennoch davon aus, daß eine höhere Korres¬
pondenz von politischem Problemlösungsbedarf und wissenschaftlichem Problem¬
lösungsangebot sowie ein stärkerer Einfluß auf die politische Entscheidungsfindung
weder unmittelbar möglich noch sogar ggf. wünschenswert ist - sei es, weil zum
Beispiel politische Entscheidungslagen und Interessenkonstellationen zu schnell
wechseln, Forschung und ihr Verwendungszusammenhang eine für eindeutige und
unumstrittene Empfehlungen nicht einholbare Komplexität besitzen und anderes
mehr -, so scheint aufs erste nur die heute vielfach anzutreffende Alternative zu
bleiben, sich in der Theorie entweder bei dem zu bescheiden, was sich im Interesse
der Heranwachsenden für den pädagogischen Praktiker als relevant erweisen
könnte oder auf praktisch-normative Intentionen überhaupt zu verzichten. Gleich¬
wohl wäre sie nur konsequent, wenn die vorausliegende Einsicht der Abhängigkeit
pädagogischer Theorie und Praxis von politisch-gesellschaftlichen Bedingungen
ausgeblendet und preisgegeben würde. Verweist eine Analyse der Geschichte der
Bildungsreform wie der aktueUen Entwicklungen und der sich in ihr stellenden
praktischen Probleme auf jene Einsicht zurück, dann ist im Sinne einer Mitverant¬
wortung der Theorie für die Praxis nach Bedingungen zu suchen, die eine andere,
um die Kenntnis unbeabsichtigter Wirkungen des Handelns bereicherte Entwick¬
lung ermöglichen, und das heißt zugleich, nach Bedingungen suchen, die eine
Fortsetzung des politischen Dialogs über zu treffende Reformmaßnahmen zulassen.
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Abstract
Educational Stagnation and Change in Evaluative Perspectives - Implications ofthe Absence ofStructural
Reform in the Educational System
As a result of the expansion of education a serious change has occured during the last few years in the
assessment of fermerly prominent guidelines for the educational reform. Citing several present-day
developments and subsequent problems of the expansion of education the article Sketches firstly the
change in the assessment of the political-administrative realm as well as in the dimension of philosophy of
education. Furthermore the author discusses the question of earlier Stagnation in the reform movement
and its impact on educational policy and the development of paedagogy in the 1970's.
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